
	„Die	Zukunft	der	informatio-
nellen	Selbstbestimmung“	–	
Konferenzkonzept	
Nicht nur Facebook, Google, Big Data, Cloud Computing, weltweite Geheimdienstüberwa-
chung und immer wieder aufflammende Diskussionen über die Vorratsdatenspeicherung, 
auch die Entwicklung des vernetzten Automobils, des Smart Homes oder der körpernahen 
vernetzten Sensorik und andere Anwendungen der Informationstechnik machen deutlich, dass 
sich normative Vorstellungen von Freiheit durch informationelle Selbstbestimmung im heuti-
gen „digitalen“ Zeitalter vor massive Herausforderungen gestellt sehen. Informationelle 
Selbstbestimmung ist voraussetzungsreich – mit Blick sowohl auf das adressierte Individuum 
und seine Handlungs- und Entscheidungssituationen als auch auf die technischen, rechtlichen, 
wirtschaftlichen, soziokulturellen und politischen Rahmenbedingungen. Dazu gehören etwa 
verlässliche Institutionen oder Konventionen, verfügbare Handlungsmittel und Verteilungen 
des Wissens sowie geeignete Sanktionspotentiale. Zu berücksichtigen sind ebenso die Anreiz-
strukturen, die von den unmittelbaren Vorteilen der IT-Nutzung für das alltägliche Leben, 
etwa für die Bearbeitung von Arbeitsaufgaben oder für die Konsum- und Freizeitgestaltung, 
ausgehen oder sich in typischen Geschäftsmodellen manifestieren. Die zunehmend unüber-
sichtliche und immer weiter fortschreitende Digitalisierung des sozialen Lebens, der Daten, 
Informationen und Kommunikationsströme stellt eine Herausforderung dar für die gesell-
schaftliche Verwirklichung informationeller Selbstbestimmung.  
 
Auf der Konferenz des BMBF-geförderten „Forums Privatheit“ wollen wir aus diesem Grund 
konstruktiv und gestaltungsorientiert sowie kritisch und richtungsoffen über die Zukunft der 
informationellen Selbstbestimmung diskutieren.  
 
Im interdisziplinären Dialog sollen erstens Fragen geklärt werden, wie weit die durch das 
Bundesverfassungsgericht vorgenommene rechtliche Normierung der informationellen 
Selbstbestimmung trägt, in welchen informationstechnischen Anwendungsfeldern sie der Er-
gänzung oder Erneuerung bedarf und welche Ansatzpunkte sich in der Demokratie oder in der 
Verfassungsrechtsprechung selbst hierfür finden lassen.  
 
Zweitens soll gefragt werden, welche Rolle informationelle Selbstbestimmung in modernen 
Freiheitsvorstellungen und ihrer historischen Entwicklung genau spielt, welche Bedeutung ihr 
mit Blick auf den Schutz und die Neugestaltung von Privatheit zukommt und welche Alterna-
tiven sich in der Ausdeutung dieser Zusammenhänge abzeichnen. Hierbei ist zu berücksichti-
gen, dass in der Gesellschaft unterschiedliche Vorstellungen und Interpretationen darüber 
bestehen und aufeinandertreffen, was informationelle Selbstbestimmung genau bedeuten und 
in welche Richtung sie sich entwickeln soll.  
 
Drittens gilt es, diese normativen Vorstellungen im Zusammenhang der stark technikgetriebe-
nen empirischen Wandlungsprozesse in der Wirtschaft, der Politik, den sozialen Netzwerken 
oder der Kultur zu reflektieren und analytisch zu klären, welche Bedrohungen und Gefahren 
sich darin für ein gesellschaftlich fundiertes individuelles Freiheitsverständnis abzeichnen, 
aber auch, welche Chancen der digitale Wandel für dessen gesellschaftliche Realisierung be-
reithalten könnte. Hierzu können verschiedene Disziplinen ihren Beitrag leisten. 
 


